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Nur Glasfaser sichert zukunftsfähiges Internet   
Für den Gemeindetag Baden-Württemberg ist die Zielrichtung für den Breitbandausbau klar: „Zur Sicherstellung einer zukunftsfähigen Breitbandinfrastruktur brauchen wir flächendeckend Glasfaseranschlüsse in die einzelnen Haushalte (Fiber To The Building - FTTB)“,                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                erklärte Gemeindetagspräsident Roger Kehle beim heutigen Breitbandkongress in Ehingen. Der Gemeindetag richtete den Kongress in Kooperation mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund (DStGB) aus. Roger Kehle, der zugleich auch Vizepräsident des DStGB ist,  machte zu Beginn der Tagung deutlich: „Für eine wirtschaftsstarke Gesellschaft des 21. Jahrhunderts ist eine leistungsfähige Telekommunikationsinfrastruktur das zentrale Nervensystem. Schließlich ist die digitale Infrastruktur zwischenzeitlich längst zu einem dringenden Grundbedürfnis unserer Wirtschaft geworden.“ Sowohl für große Unternehmen als auch für kleinere Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe sei ein entsprechend breitbandiger Zugang ins Telekommunikationsnetz zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit unabdingbar. Und auch für die Privathaushalte sei eine zukunftsfähige Anbindung an die Datenautobahn schon heute ein bedeutender Standortfaktor, wenn es um die Festlegung des Wohnortes geht.

Im Rahmen des kommunalen Breitbandkongresses berichteten Bundes- und Landesvertreter über die neu aufgelegten Förderrichtlinien in Bund und Land und diskutierten diese mit über 140 kommunalen Entscheidungsträgern. Aus beiden Töpfen können sich auch baden-württembergische Kommunen um eine Förderung bemühen. Der Gemeindetagspräsident begrüßte die neuen finanziellen Möglichkeiten: “Die bereit gestellten Summen sind durchaus geeignet, um den flächendeckenden Ausbau ein gutes Stück voran zu bringen.“
Allerdings sei die inhaltliche Ausgestaltung der beiden Förderprogramme nicht aufeinander abgestimmt. „Es ist aus Sicht der Kommunen dringend geboten, dass sowohl Bund und Land den Ausbau einer zukunftsfähigen Breitbandinfrastruktur fördern wollen.“ Warum diese beiden Förderprogramme aber inhaltlich nicht aufeinander abgestimmt seien, könnten die Städte und Gemeinden nicht nachvollziehen. „Es kann nicht sein, dass der Bund „Hü“ und das Land „Hott“ sagt und die Städte und Gemeinden dann den Karren in die richtige Richtung steuern sollen“, betonte der Gemeindetagspräsident.
In der Zielsetzung, wie ein leistungsfähiges Telekommunikationsnetz aussehen sollte, sind  sich alle politischen Ebenen einig. So hat die Europäische Union als Ziel ausgegeben, dass bis zum Jahr 2020 die Hälfte der europäischen Haushalte mit 100 Mbit/s versorgt sein sollen. Der Koalitionsvertrag der Bundesregierung legt eine flächendeckende Grundversorgung mit mindestens 50 Mbit/s bis zum Jahr 2018 fest. Die im Sommer 2014 ausgerufene digitale Agenda des Bundes geht perspektivisch davon aus, dass Bandbreiten von 300 Mbit/s und mehr erforderlich sein werden. Roger Kehle stellte klar, dass man diese Bandbreiten aber ausschließlich über Glasfaserleitungen in die einzelnen Haushalte (FTTB-Lösungen) erreichen könne. „Wenn öffentliches Geld fließt, dann muss dieses auch in eine zukunftsfähige Struktur und nicht in die Ertüchtigung einer auslaufenden Technologie investiert werden.“ Kupferleitungen als Zwischenlösung lehnte der Gemeindetagspräsident als zu kurz gesprungen ab. Ansonsten drohe die große Gefahr, dass das Geld zweimal ausgegeben werden müsse. Auch die gestrige Entscheidung der Bundesnetzagentur, der Telekom die Aufrüstung ihrer bestehenden Kupferleitungen zu ermöglichen, sieht der Gemeindetag deshalb mit großer Sorge. Kommunal geleistete Investitionen drohen dadurch in Frage gestellt zu werden. 
Wie wichtig ein schneller Breitbandausbau für den Wirtschaftsstandort Deutschland ist, zeigt ein Vergleich der aktuellen Versorgungsstruktur: Gerade einmal 3 Prozent der bundesdeutschen Haushalte sind mit einem Glasfaseranschluss versehen. Im OECD-Durchschnitt waren es 2009 bereits 17 Prozent, in Südkorea sogar 67 Prozent. Für Kehle ein weiteres Signal, dass die Bundesregierung den Netzausbau schnell und zielgerichtet koordinieren muss: „Nach Artikel 87f Grundgesetz hat der Bund im Bereich der Telekommunikation die Zuständigkeit, eine flächendeckend angemessene und ausreichende Dienstleistung zu gewährleisten. Damit trägt der Staat die Verantwortung.“ Die Städte und Gemeinden wollten gerne ihren Teil dazu beitragen, dafür seien jedoch klare und verlässliche Rahmenbedingen erforderlich. 
Der Gemeindetag stellte im Rahmen des Breitbandkongresses neun maßgebliche Thesen für das Gelingen eines solchen Breitbandausbaus vor, die der Verband herausgearbeitet hat. (Siehe Anlage „9 Thesen für einen zielgerichteten Breitbandausbau in Baden-Württemberg“). 
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